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Mitglieder-Info Nr. 11/2009 
 
 
Erstattungsanspruch bei Leistungen nach § 264 SGB V zwischen den 
Krankenkassen sowie den örtlichen und überörtlichen Trägern der Sozialhilfe 
 
Bericht in der MV vom 24. bis 26.11.2008 (TOP 8) 
Mitglieder-Info Nr. 87/2008 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
anlässlich der o. a. MV hatten wir bereits darüber berichtet, dass der 8. Senat des 
BSG am 28.10.2008 über die Frage, mit welchen Sozialhilfeträgern die Krankenkas-
sen die von ihr nach § 264 SGB V erbrachten Leistungen abrechnen müssen, be-
richtet.  

Dabei ging es auch um die Frage, ob ein örtlicher Träger der Sozialhilfe, der den 
nicht Versicherten bei der Krankenkasse nach § 264 SGB V angemeldet und demzu-
folge auch der Krankenkasse die Kosten erstattet hat, gegen den überörtlichen Trä-
ger der Sozialhilfe wiederum einen Kostenerstattungsanspruch hat, wenn dieser für 
einen Teil der erbrachten Leistungen sachlich zuständig ist. 

Das in dieser Angelegenheit ergangene Urteil liegt jetzt im Wortlaut vor (Anlage 1). 

Besonders hinweisen möchte ich auf die Ausführungen im Kapitel (Rd.-Nr.) 25.  

Mitglieder: Bezirk Mittelfranken, Ansbach - Bezirk Schwaben, Augsburg - Bezirk Oberfranken, Bayreuth - Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales, Berlin - Der Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, Jugend, und Soziales Bremen - Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, Cottbus - Sozialagentur Sachsen-Anhalt, Halle/Saale - Behörde für Soziales, 
Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz Hamburg - Niedersächsisches Landesamt für Soziales Jugend und Familie, Hildesheim - Landeswohlfahrtsverband Hessen, Kassel - Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren  des Landes Schleswig-Holstein, Kiel - Landschaftsverband Rheinland, Köln - Bezirk Niederbayern, Landshut – Kommunaler Sozialverband 
Sachsen, Leipzig - Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rheinland-Pfalz, Mainz - Landesverwaltungsamt Thüringen, Meiningen - Bezirk Oberbayern, München - Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe, Münster - Bezirk Oberpfalz, Regensburg - Landesamt für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz, Saarbrücken - Kommunaler Sozialverband Mecklenburg-Vorpommern, 
Schwerin - Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, Stuttgart - Bezirk Unterfranken, Würzburg 
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Der erkennende Senat vertritt darin die Auffassung, dass § 264 Abs. 7 SGB V keine 
„Erstattungszuständigkeit“ eines Trägers der Sozialhilfe (insbesondere des örtlichen 
oder anmeldenden Trägers) im Außenverhältnis dergestalt normiert, dass dieser zu-
nächst im Rahmen eines gesetzlichen Auftrages allein der Krankenkasse gegenüber 
zur Erstattung ihrer Aufwendungen verpflichtet wäre und den materiellen Ausgleich 
dann im Innenverhältnis mit dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe herzustellen 
hätte. Es wird ausdrücklich festgestellt, dass dem Gesetz kein System zu entneh-
men ist, wonach die Krankenkasse die Kosten für den einzelnen Hilfefall jeweils bei 
einem Träger der Sozialhilfe liquidiert und die insoweit sachnäheren Träger der So-
zialhilfe die endgültige Kostenverteilung untereinander regeln, auch wenn es viel-
leicht einfacher und praktikabler wäre. 
 
Die Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände hat sich mit Schreiben 
vom 19.01.2009 (Anlage 2) an die zuständigen Bundesministerien gewandt und auf 
die problematische und verwaltungsaufwändige Abwicklung der Krankenbehandlung 
von Sozialhilfeempfängern nach § 264 SGB V hingewiesen. Sie tritt dafür ein, dass 
auch die geringe Zahl der noch nicht krankenversicherten Personen die Möglichkeit 
eröffnet werden sollte, in die gesetzliche Krankenversicherung einzutreten.  

Die BAGüS hat sich mit dieser Forderung – der der langjährigen Beschlusslage der 
BAGüS-Gremien entspricht - angeschlossen und auf die Ausführungen des BSG zur 
Anwendung des § 264 SGB V verwiesen. Auch dies Schreiben ist als Anlage 3 bei-
gefügt. 
 
Über die weiteren Reaktionen bzw. Überlegungen werde ich Sie informieren. 

Mit freundlichem Gruß 
gez.: Matthias Münning 


